
 
Berichtsantrag  
der Fraktion der SPD 
betreffend Umstrukturierung der Hessischen Bezügestelle 
 
 
 
Die Landesregierung führt nunmehr zum wiederholten Male eine "Operation 
Düstere Zukunft" durch. Teil dieser zweiten Einschnittswelle zur Konsoli-
dierung des zurückliegenden Ausgabeverhaltens sind offenbar Strukturver-
änderungen in weiten Teilen des Landesdienstes. So soll neben der Schlie-
ßung von zahlreichen Gerichtsstandorten und der Reduzierung der staatli-
chen Schulämter auch die Hessische Bezügestelle in einem ersten Schritt 
umressortiert werden. 
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Innenausschuss und im Haushaltsaus-
schuss über folgenden Gegenstand zu berichten: 
 
1. Warum beabsichtigt die Landesregierung, die Hessische Bezügestelle 

vom Finanz- in das Innenressort zu überführen? 
 
2. Wie viele Beamte und wie viele Tarifbeschäftigte sind von der beab-

sichtigten Umressortierung  
 a) am Standort Kassel; 
 b) am Standort Wiesbaden 
 betroffen? 
 
3. Wann und auf welche Weise wurden die Personalvertreter in der 

Bezügestelle über die Pläne der Landesregierung informiert? 
 
4. Wann und auf welche Weise wurden die Bediensteten der Bezügestel-

le über die Umressortierungspläne der Landesregierung informiert? 
 
5. Welche Folgen hat der Schritt der Umressortierung mittelfristig und 

langfristig für die derzeitigen Standorte der Bezügestellen in Kassel 
und in Wiesbaden 

 a) in Bezug auf die Stellen an den beiden Standorten, 
 b) in Bezug auf die Liegenschaften an den beiden Standorten? 
 
6. In welcher Höhe verspricht sich die Landesregierung durch die ge-

plante Umressortierung Einsparungen zu erzielen? 
 
7. Wie beurteilt die Landesregierung die Kritik der Deutschen Steuer-

Gewerkschaft an den Umressortierungsplänen? 
 
Wiesbaden, 15. Juni 2011 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Schäfer-Gümbel 

 
 

Eingegangen am 16. Juni 2011   ·   Ausgegeben am 21. Juni 2011  

Druck und Auslieferung: Kanzlei des Hessischen Landtags   ·   Postfach 3240   ·   65022 Wiesbaden  

Drucksache 18/4189  

 

 16. 06. 2011 
Dem 

Innenausschuss und dem 
Haushaltsausschuss überwiesen

18. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG


